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§
eine Bedenkensanzeige denk-
notwendig vorausgehende 
Prüfpflicht des Bauunterneh-
mers im Einzelfall gegeben ist 
und wie weit sie reicht, lässt 
sich nicht abschließend in ei-
ner generellen Formel festhal-
ten. Es kommt auf die Ver-
hältnisse und Umstände des 
Einzelfalls an. Maßgeblich 
hierbei ist nicht nur die Sach-
kenntnis, die vom Bauunter-
nehmer selbst erwartet werden 
kann. Die Prüfungs- und Hin-
weispflicht des Bauunterneh-
mers entfällt auch nicht schon 
deshalb, weil der Auftraggeber 
sich eine eigene Sachkunde 
oder die seines Architekten 
oder Bauleiters im Ergebnis 
zurechnen lassen muss. Wer-
den vom Auftraggeber Bau-
stoffe oder Bauteile geliefert, 
ist der Bauunternehmer ver-
pflichtet, sich darüber Gewiss-
heit zu verschaffen, dass diese 
zur Herstellung eines mangel-
freien Werkes geeignet sind. 
Ebenso wenig führt die Anga-
be des Auftraggebers, dass der 
Bauunternehmer lediglich auf 
die Vorleistungen aufzubauen 
hat, zu einer Entlastung. Viel-
mehr muss der Bauunterneh-
mer die Vorleistungen prüfen 
und im Falle von Bedenken 
hinsichtlich der Qualität der 
Vorleistungen auf diese aus-
drücklich hinweisen.

In der Praxis erfüllen eine 
Vielzahl von Bedenkensan-
meldungen des Bauunterneh-
mers nicht die Anforderun-
gen, wonach der Bauunter-
nehmer den Auftraggeber 
über die Sachlage richtig, 
vollständig und zweifelsfrei 
informieren muss und wonach 
eine Bedenkensanmeldung so 
eindeutig sein muss, dass dem 
Auftraggeber die Tragweite
einer Nichtbefolgung klar 
wird. Hierbei nicht zu verges-
sen ist, dass der Hinweis auch 
an den richtigen Empfänger 
adressiert sein muss. Auch 
wenn der Auftraggeber einen 
Architekten als seinen Vertre-
ter in das Baugeschehen mit 
eingebunden hat, sollte der 
Bauunternehmer seine Beden-
kensanzeige stets auch an den 
Auftraggeber selbst richten.

stimmte Voraussetzungen für 
sein Werk vorliegen müssen, 
muss er sich grundsätzlich vor 
Ausführung seines Werkes 
vergewissern, ob diese Vor-
aussetzungen eingehalten sind. 
Regelmäßig kann er sich auch 
nicht allein deshalb darauf 
verlassen, dass diese Voraus-
setzungen vorliegen, weil er 
sie mit dem Vorunternehmer 
besprochen hat. So muss ein 
Installateur, der den Auftrag 
hat, eine Hausleitung an eine 
Grundleitung mit Rückstau-
sicherung anzuschließen, prü-
fen, ob die von ihm ausge-
wählte Grundleitung eine sol-
che Sicherung hat. Auch muss 
ein im Bereich der Gebäude-
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abdichtung tätiger und über 
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abdichtung tätiger und über 
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nicht erforderlich oder unsin-
§

nicht erforderlich oder unsin-
§

nig, nicht den Anforderungen 
an eine ordnungsgemäße Be-
denkensanzeige.

Die wichtigste Konsequenz 
für die Praxis lautet:

Die Prüfungs- und Hinweis-
pflicht hat in der Praxis eine 
große Bedeutung. Kommt der 
Bauunternehmer seiner Prü-
fungs- und Hinweispflicht 
nicht im notwendigen Maße 
nach, so ist er von der Sach- 
und Rechtsmängelhaftung 
nicht befreit und kann bei Vor-
liegen der Voraussetzungen 
für eine Mangelhaftung vom 
Auftraggeber in Anspruch ge-
nommen werden. Wann die 

hafte Planungsleistungen, 
fehlerhafte Vorunternehmer-
leistungen oder gar auf eine 
fehlende Güte der vom Auf-
traggeber gelieferten Stoffe 
und Bauteile beruft und meint, 
er sei wegen dieser nicht von 

§
er sei wegen dieser nicht von 
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§
ihm zu verantwortenden Män-
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nehmer, wenn er Bedenken 
§

nehmer, wenn er Bedenken 
§

gegen die vorgesehene Art der 
Ausführung, gegen die Güte 
der vom Auftraggeber gelie-
ferten Stoffe oder Bauteile 
oder gegen die Leistungen an-
derer Unternehmer hat, diese 
unverzüglich dem Auftragge-
ber schriftlich mitteilen. Da 
die Regelungen in § 4 Nr. 3 
VOB/B und § 13 Nr. 3 VOB/B 
eine Konkretisierung von Treu 
und Glauben sind, gelten diese 
auch über den Anwendungs-
bereich der VOB/B hinaus im 
Grundsatz für den Werkver-
trag. 

Auch wenn der Bauunter-
nehmer den Auftraggeber dar-
auf hingewiesen hat, dass be-

Das Thema Mängel am Bau 
ist jedem Bauunternehmer aus 
eigener Erfahrung hinlänglich 
bekannt. Hat der Bauunter-
nehmer einen Mangel zuge-
lassen, so hat er diesen auf 
seine Kosten zu beseitigen. 
Nach § 4 Abs. 7 VOB/B be-
steht die Pflicht zur Mängel-
beseitigung auch bereits vor 
der Abnahme. Rügt der Auf-
traggeber einen Mangel, so ist 
es ausreichend, wenn er das 
Mangelerscheinungsbild, mit-
hin die Symptome des Man-
gels, benennt. In diesem Fall 
sind immer alle Ursachen für 
die bezeichneten Symptome 
von der Mangelrüge erfasst. 
Dies gilt auch, wenn die ange-
gebenen Symptome des Man-
gels nur an einigen Stellen 
aufgetreten sind, während ihre 
Ursachen und damit der Man-
gel des Werkes in Wahrheit 
das ganze Gebäude erfasst. An 
dieser Rechtsprechung hält der 
BGH, so seine Entscheidung, 
Beschluss vom 24. 08. 2016 – 
VII ZR 41/14, auch weiterhin 
fest. Abgesehen davon, dass 
der Auftraggeber damit Män-
gelursachen überhaupt nicht 
benennen muss, ist es auch 
unschädlich, wenn von ihm 
irrtümlich falsche Mangel-
ursachen angegeben werden.

In der Praxis kommt es im-
mer wieder vor, dass der Bau-
unternehmer sich auf fehler-
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Der Unternehmer haftet trotz eines Mangels seiner Leistung 
nicht, wenn er Bedenken gegen die vorgesehene Art der Aus-
führung, gegen die Güte der vom Auftraggeber gelieferten 
Stoffe oder Bauteile oder gegen Leistungen anderer Unter-
nehmer unverzüglich schriftlich mitgeteilt hat.
Der Rahmen der Prüfungs- und Hinweispflicht und ihre Gren-
zen ergeben sich aus dem Grundsatz der Zumutbarkeit, wie 
sie sich nach den besonderen Umständen des Einzelfalls dar-
stellt. Was hiernach zu fordern ist, bestimmt sich in erster Li-
nie durch das vom Unternehmer zu erwartende Fachwissen 
und durch alle Umstände, die für den Unternehmer bei hin-
reichend sorgfältiger Prüfung als bedeutsam erkennbar sind. 


